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Ihr Schreiben/Zeichen Unser Zeichen Starnberg, 20.09.2021 

30-MC  81A18  

Bebauungsplan Nr. 8118 für das Gewerbegebiet nördlich der B2,  
Fortführung der Änderung des Bebauungsplans für einen Teilbereich zwischen  
Münchner Straße, Petersbrunner Straße und Moosstraße (Moosaik) als  
vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 81A18, Teil 1 
Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
 
  
Sehr geehrter Herr  
 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB haben Sie uns den o. g. Bebauungsplan zur Stellungnahme vorgelegt. 
Diese lautet wie folgt: 
 
 
1. Löschwasserversorgung 

 
1.1 Löschwassermenge 

 
Der Löschwasserbedarf für den gesamten Schutzbereich beträgt 192 m³/h und ist über eine 
Dauer von 2 Stunden zusätzlich zur Grundbelastung im Leitungsnetz sicherzustellen. Die 
Löschwasserversorgung muss sichergestellt sein und ist von der Stadt Starnberg bzw. vom 
Trinkwasserversorgungsunternehmen zu bestätigen. Der Löschwassernachweis ist über eine 
Löschdauer von 2 Stunden zu führen. 
Falls die vorstehende Forderung über das Trinkwassernetz nicht erfüllt werden kann, ist auf 
dem Gelände ein unterirdischer Löschwasserbehälter nach DIN 14230 zu errichten. Die Lage 
und das Fassungsvermögen des unterirdischen Löschwasserbehälters sind mit der 
Brandschutzdienststelle im Landkreis Starnberg einvernehmlich festzulegen.  
 
 
 
 
 
 



1.2 Löschwasserentnahmestellen 
 

Die Zufahrt zu einem ggf. notwendigen Löschwasserbehälter muss für Löschfahrzeuge nach 
DIN 14090 bzw. der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr ausgeführt und gekennzeichnet 
werden.  
Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind vornehmlich 
Überflurhydranten nach DIN EN 14384 mit Fallmantel und zwei separat absperrbaren 
Abgängen zu verbauen. Hydranten sind derart anzuordnen, dass ein Öffnen des Hydranten 
sowie eine Entnahme des Löschwassers leicht möglich sind (DVGW W400 und DVGW W331).  
 
Insbesondere ist bei der Anordnung darauf zu achten, dass ein Zuparken des Hydranten nicht 
möglich ist. Die Lage der erforderlichen Hydranten (Abstand von max. 100 m zueinander) ist in 
Absprache mit der Brandschutzdienststelle im Landkreis Starnberg festzulegen. 

 
 
 
2. Flächen für die Feuerwehr 

 
2.1 Zu- und Durchfahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes beträgt der Abstand zwischen 
Gebäuden bzw. Gebäudeteilen und Verkehrsflächen, die für Großfahrzeuge der Feuerwehr 
befahrbar sind, mehr als 50m. Gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 4 und Art. 5 Abs. 2 der BayBO 2019 
ist die Anordnung von Zu-/Durchfahrten und Bewegungsflächen erforderlich.  
 
Ein verkehrsberuhigter Bereich ist so auszuführen, dass er von Feuerwehrfahrzeugen ohne 
Schwierigkeiten befahren werden kann. Es ist besonders zu beachten, dass 
verkehrsberuhigende Maßnahmen, insbesondere Schwellen, Höcker, Pflanztröge, oder andere 
Einengungen den Einsatz von Feuerwehr und Rettungsdienst nicht behindern, erschweren 
oder gar verhindern.  
 
Die öffentlichen Verkehrsflächen mit den dazugehörigen Einrichtungen (Straßenbeleuchtung, 
Parkflächen) und die Grünflächen (insbesondere Bäume) dürfen das Anleitern der Gebäude mit 
den Geräten der Feuerwehr nicht behindern. Auf Grundlage der derzeitigen Planungen ist nicht 
auszuschließen, dass der Einsatz von Hubrettungsfahrzeugen zur Personenrettung bzw. 
Brandbekämpfung erforderlich ist und die damit verbundenen notwendigen Aufstellflächen in 
der Freiflächengestaltung zu berücksichtigen sind.  

 
Wir weisen explizit darauf hin, dass insbesondere bei geplanter Inanspruchnahme von 
Freiflächen (Freischankflächen-Gastronomie, Verkaufsflächen und Flächen für Veranstaltungen 
im Freien z.B. Weihnachtsmarkt) keine Einschränkungen im Bereich der Flächen für die 
Feuerwehr toleriert werden können. 
 
Die technische Ausführung erfolgt gemäß DIN 14090 bzw. der Richtlinie über Flächen für die 
Feuerwehr. Die Flächen für die Feuerwehr sind dauerhaft freizuhalten und zu kennzeichnen. 
Auf das Parkverbot auf diesen Flächen ist durch entsprechende Beschilderung hinzuweisen. 
 
 
2.2 Sonderbauten 
 
Der Kreisbrandinspektion Starnberg ist bewusst, dass die brandschutztechnischen Belange 
von Sonderbauten nicht in einem Bebauungsplan planerisch darstellbar sind und diese auf 
Grund dessen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht abschließend beurteilt werden 
können. Wir verweisen daher auf eine abschließende Beurteilung im Baugenehmi-
gungsverfahren. 
 
 
 



Wir weisen jedoch bereits jetzt darauf hin, dass bei Sonderbauten Feuerwehrflächen (gem. DIN 
14090 bzw. „Richtlinien über die Flächen für die Feuerwehr“) i. d. R. auf Grund der Nutzung 
erforderlich sind. Wir empfehlen diese Flächen gem. DIN 14090 bereits im 
Bebauungsplanverfahren entsprechend zu berücksichtigen, um im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens keine erneute Bebauungsplanänderung durchlaufen zu müssen. 

 
 
 
3. Zweiter Flucht- und Rettungsweg 

 
3.1 Sonderbauten 

 
Wir weisen darauf hin, dass die Sicherstellung des zweiten Flucht- und Rettungsweges für 
nicht ebenerdige Geschosse von Sonderbauten gem. Art. 2 Abs. 4 BayBO 2019 auf Grund der 
zu erwartenden Personenzahlen nicht mehr über Rettungsgeräte der Feuerwehr (tragbare 
Leitern, Hubrettungsfahrzeuge) erfolgen kann. Der zweite Flucht- und Rettungsweg ist baulich 
herzustellen. Wir empfehlen, entsprechende Auflagen als „textlichen Hinweis“ aufzunehmen. 

 
 
4.  Löschwasserrückhaltung  

 
Im Hinblick auf die umfangeiche Umgestaltung und Neuausrichtung des bestehenden 
Gewerbegebietes sowie der im Weiteren Umgriff geplanten Änderungsmaßnahmen empfehlen 
wir dringend eine grundlegende Beurteilung zum Umgang mit verunreinigten Löschwasser 
durchzuführen. Es ist damit zu rechnen, dass im Gewerbegebiet im Brandfall kontaminiertes 
Löschwasser in großen Mengen zurückgehalten bzw. aufgenommen werden muss.  
Wir empfehlen für die Löschwasserrückhaltung, entsprechende Maßnahmen im betreffenden 
Baugebiet seitens der Stadt Starnberg vorzusehen. Die Löschwasserrückhaltung kann z.B. in 
Kombination mit vorhandenen oder geplanten Abwasseranlagen (Regenrückhaltebecken, 
Regenklärbecken, Kanälen, etc.) erfolgen. Diese Rückhaltung könnte gleichzeitig als 
Löschwasserreservoire genutzt werden. Es hat sich hierbei bewährt, die einzelnen 
Planungsphasen in Absprache mit der Unteren Wasserbehörde, dem Abwasserverband und 
der Brandschutzdienststelle durchzuführen. 
Die Oberflächenentwässerung der öffentlichen Verkehrsflächen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes (und darüber hinaus) wird in Teilen direkt in das angrenzende Leutstettener 
Moos eingeleitet. Hinsichtlich der Ausbreitung von kontaminierten Löschwasser besteht derzeit 
keine Möglichkeit einer Rückhaltung von verunreinigtem Löschwasser oder der Freisetzung 
von wassergefährdenden Stoffen. Im Sinne eines nachhaltigen Umganges mit den 
Schutzgütern Tiere/Pflanzen sowie Fläche, Boden, Wasser, Klima/Luft empfehlen wir unsere 
Anregungen zu berücksichtigen. 
 

 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 

Kreisbrandinspektor 
 

 
 
 
 




